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5. wenn Warenbegleitscheine mißbräuchlich benutzt 
werden, um einen unerlaubten Transport zu ermög­
lichen ;

6. wenn die Tat gewerbsmäßig begangen wird;
7. wenn die unerlaubten Transporte Geld, Wertpapiere, 

Edelsteine, Kunstgegenstände, Schmucksachen oder 
solche Sachen betreffen, die vom Amt für Zoll und 
Kontrolle des Warenverkehrs in einer besonderen 
Liste unter Hinweis auf dieses Gesetz aufgeführt 
worden sind.

Anm.: Zu Abs. 1 vgl. § 2 der Verordnung zum Schutze des innerdeutschen 
Warenverkehrs vom 26. Juli 1951 (GBl. S. 705) — abgedruckt nachfolgend 
unter Ziff. 5 —.

§ 3

Der Warenversand auf dem Postwege zwischen der 
Deutschen Demokratischen Repuhlik und den West­
sektoren Groß-Berlins unterliegt der Kontrolle durch die 
Postverwaltung.

§ 4

(1) Ab 1. Mai 1950 müssen für den Transport von Wa­
ren aus dem Gebiet der Deutschen Demokratischen Re­
publik nach dem Ostsektor Groß-Berlins für solche Waren, 
die vom Ministerium für Außenhandel und Innerdeutschen 
Handel in einer besonderen Liste unter Bezugnahme auf 
dieses Gesetz aufgeführt werden, Warenbegleitscheine mit­
geführt werden.

(2) Für Lebensmittel werden diese Warenbegleitscheine 
von den Verwaltungen der Stadt- und Landkreise aus­
gestellt, in deren Bezirk derjenige seinen Sitz hat, der die 
Waren versenden will.


